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§ 1 Behandlung des staatlichen Verteilungsproblems in der ökonomischen Theorie
Normative Theorie

Bemerkung:

Die Verteilungspolitik ist z.Zt. gekennzeichnet durch:

· fehlen einer akzeptablen normativen Verteilungstheorie

· Konzentration der positiven Verteilungspolitik auf die Funktionalverteilung 

· pragmatische Sicht der staatlichen Umverteilungspolitik als Reaktion auf offensichtliche Ungerechtigkeiten 

Es liegen aber durchaus fundamentale Ansätze zu einer normativen ökonomischen Verteilungstheorie vor:

· A. Smith, The Theory of Moral Sentiments

· klassische Ulitarismus

· H.M. Hochmann und J.D. Rodgers

· J. Rawls, A Theory of Justice

· R. Nozick, Anarchy, State and Utopia

Ziele der staatlichen Umverteilungspolitik sollten sein: 

· Prinzipien der Gleichverteilung

· faire Verteilungskompromisse

Die Normen fordern Rücksichtnahme auf die subjektive Bedürftigkeit und eine Anerkennung des Anspruchs auf die eigenen Früchte der eigenen Mühe bzw. auf eine faire Leistungsabgeltung.

Die Lösungsansätze der verschiedenen Theorien ergänzen sich, und so müsste eigentlich ein aussagekräftiges System entstehen. Doch dazu ist es bisher nicht gekommen. Es wird damit begründet, dass die Probleme der kardinalen Wohlfahrtsmessung und des intertemporalen Wohlfahrtsvergleich nicht gelöst sind. Prof. Steden versucht hier eine Synthese der genannten Ansätze, ohne dieses grundsätzliche Problem zu lösen.

Die normative Verteilungstheorie hat ihr Fundament in den Individualpräferenzen der Gesellschaftsmitglieder. Subjektive Wertorientierung  und methodischer Individualismus sind grundlegende Kennzeichen dieser Theorie. Mit der Person- und Individualbezogenheit wird eine gerechtigkeitstheoretische Absicherung und die Übereinstimmung mit entsprechenden Überlegungen der philosophischen Ethik erreicht.  

Individualismus ist also grundlegendes Kennzeichen dieser Theorie

(Theorie erstreckt sich auf eine Welt mit ausschließlich privaten Gütern und ohne Produktion

Die Gerechtigkeitsvorstellungen richten sich infolge des Fehlens von Produktion ausschließlich am Kriterium der Gleichbehandlung nach Maßgabe der Bedürftigkeit, dagegen nicht am Kriterium der Leistungsgerechtigkeit.
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